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ÖSTERREICHISCHER ARBEITERKAMMERTAG 

i~A-1041 Wien, Prinz-Eugen-Straße 20-22 Postfach 534 

An das 
Präsidium des Nationalrates 

Dr-Karl-Renner-Ring 3 
1010 Wien 

Ihre Zeichen 

Betreff: 

Unsere Zeichen 

WwA-ZB-4211 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Versicherungsaufsichtsgesetz und das Körper­
sChaftsteuergesetz geändert werden -
S tel 1 u n g nah m e 

Jl i~JJ ~1 /lßA-V(~{ 

-------------------0. .:{L __ ._ -G~/ -Q .. !b 
.,: 15.JULl1986 

,fi /. fI ~ 
._-->,.-~ .. - .'~-~'"--..... ~~~-~.~-~-~-~~_ .. ~- ~--~~--

Telefon (0222) 653765 

Durchwahl 225 
Datum 

1986 07 10 

Der Österreichische Arbeiterkammertag übersendet seine Stellungnahme zu 

dem im Betreff genannten Gesetzentwurf mit dem Ersuchen um deren Berück­
sichtigung bei den parlamentarischen Beratungen. 

, Der Präsident: 
Der Kammeramtsdi rektor :.~. 
i A 0 . rP /7/ /';: /' ~" . 

<JV' r -- ~4 : 

Beilage 

Telegramme: Arbkammer Wien. Telex 1690 
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ÖSTERREICHISCHER ARBEITERKAMMIERTAQ 

A-1V41 Wien. P"nz-Eugen·Straße 20-22 Postfut.h 53~ 

An das 
Bundesministerium für 
Finanzen 

Johannesgasse 14 
Postfach 2 
1015 Wien 

t',· ,. ~'. : ... hf···" 

GZ.90 0113/9-V/ 
12/86 

~JwA/Dr Ch/Kr/4211 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Versicherungsaufsichtsgesetz und das Körper­
schaftsteuergesetz geändert werden -
Stellungnahme 

" /, 

, ;' .... ;:·1 225 1986 06 20 

Der gegenständliche Gesetzentwurf wurde dem Österreichischen Arbeiter­
kammertag unter Setzung einer äußerst knapp bemessenen Frist zur Stellung­
nahme übermittelt. Für eine Materie von der inhaltlichen Komplexität 
der.vorliegenden ist ein Zeitraum von kaum mehr als drei Wochen - der 
Entwurf ist am 27.5.1986 bei uns eingegangen - zu kurz für die erfor­
derlichen innerverbandlichen Konsultationen, welche die Erstellung eines 
solchen Gutachtens erfordert. Des weiteren vertritt der Österreichische 
Arbeiterkammertag die Auffassung, daß für eine derartige Verknappung 
der Fristen kein wie immer gearteter sachlicher Grund vorliegt. All­
fällige technisch-organisatorische Notwendigkeiten hätten eine ent­
sprechend frühere Fertigstellung des zum Versand gelangenden Entwurfes 
erfordert. Jedenfalls müssen gegen die eingeschlagene Vorgangsweise ernst­
haft~ Bedenken geltend gemacht werden. 

Im allgemeinen begrüßt der Österreichische Arbeiterkammertag die Ziel­
setzungen der beabsichtigten Änderungen des Versicherungsaufsichtsgesetzes, 
eine Anpassung der österreichischen Regelungen an die der Europäischen 
Gemeinschaft vorzunehmen, eine verbesserte Risikoabsicherung zu gewähr-
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leisten und die Kontrolle zu verstärken. Zur Realisierung dieser Ziel­
setzungen werden jedoch an einigen Stellen :~ßnahrnen vorgeschlagen, deren 
nachteilige Effekte jedoch nicht ausreichend ins KalkUl gezogen er­
scheinen und die desvegen nochmals Uberdacht werden sollten. 

!1insichtlich der Erläuterungen ist zu bemängeln, daß eine Beurteilung 
~es einen Kernanliegens der Novelle~ die Eigenmittelausstattung der 
Versicherungsunternehmen zu verbessern, kaum mUglich ist, da nicht 
einmal der Versuch unternommen \'Il/rde, das nötige Gesamtaufbringungs­
volumen abzusch~tzen. Dies wäre jedoch fUr eine Begutachtung der ent­
sprechenden Bestimmungen dr1 ngene! ed!order 1 ich geVl€sen. 

Im ei nZ2l nen gi bt der Österrei chis :he Atbei terlwmmertag ZUi;) gegenständ­
lichen EntHu·tf folgendE! S~e11ungi1ahne ab: 

Zu Artikel t: 

.?_.):~~ Gi"U;;j32nv(,!i~si cilenln-gen :'Jei"'cen 'j Tl dei~ ~eCl21 fUl' Arbe'i tnah;:1et~ ei nes 
0cs~-iiTIl.lc'2n un;:erncniilens (Je;:i'i::~2S) abg2sc;,loss21l. Die ii;; En::~'!Ul'f g2-

\'Itihlte For/:mlierung 11 ••• einet nach an0cneinen :lcr~;n.}12n 0es~'ii;ljilten 

Vielzahl von Versicherten ••• 11 ersehe-in-: l1n:~lu~'. 

Z.20 f: Es wird die Auffassung vertretcil, J~ß di~ 
l~ung des ::echsel s des Versicherets ohn,= Zu:; ;:-1,1:T.1:1J ,!;~: '12.'S ;::l~:<:.(~:l 

Grundsätzen des österreichischen Vertragsrechts \,idersprie~~. 

.~:) ~ .......... :, 

~i.1S in LD_i11 vorg~:)ehene KUndigunCl:;:',~clJ:: d:.> \';,·-::,::ilc;:'::\.~il.) ::;.~::.::: 2U­

mindest eine rasche Verständigung des Versich2r.::2n VOI'.:tUS. Da:,e, \'ILire 

Blatt 
2. 

in Ll~_i~l eine sofortiQe Informat'ion des Vm'$ichei'~en VOl~zuse:len. Dabei 
so 11 te de';-- 'Jei"si cherungsnellmer auf sa"irl ;~Unc1i Oun9s,'ech:; 111 ng"2\1 i csen Her'Jen. 

Z. 26: LILg Eine d.;,al·tige ijbel,J~I'J9Uil~j ·ist L\lIS ilj'Oe-jl;sver":1\1gS':: und 

bC!tril:~bsv-1i"'f«$sllllgsi~eclr;:l'i chen GrUnden :")l'G010iiJa~'i SC;l. In LIL;:El soll·:.,:: 

dnhe;4 j\~denfalls auch e';m"! B2riic:~:;'ic)1':i~F:n0 (t~;, In::;~j'2~):~,:;l : ~:'.;':)~'j :­

n'~:117Jer dQj' V(~r5i chenmg cutcll di G Versi Chetui1~JSiliJ r:~-i c;)Sh,~:l;i;'. ~"' ~/\)i'~P­

s2:lC~n \"/<"~i'd(!n. 

LILQ - Es sollte ge::))'Uft Herd,)n, ob di2: 0er'iS!'1',~ ';n.i"' ";:1::;,';!:):1 ::fJn­
~rol1e" n~cht nur an die c~esch~;?:~s-12ic:un(J, SO;!i;,.;,',1 J~IC;j d-;i"~:(~ ilil J~n 
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Hauptilufga!:>en des Aufs; chtsriltes di e ;(ontro 11 ':! d~r Geschäft sftj:,rung ist, 
5~cl1en diese ßer~chte ein wirkungsvollas !nstrumen~ der UnLerstUtzung 
diQser Kontroll tätigkeit dar. Die Jberiilittlung an den Aufsichtsrat über 
die Gasch~ftsfUhrung wUrde doch eine zeitliche VerzHgerung darstellen. 

z. 31 § 22: Die angestrebte Regelung scheint nicht ganz mit den allge-

3. IiIlatt 

meinen Grundsätzen der Aufsicht im österreichischen Geld- und Kreditwesen 
vereinbart, die im Sinne einer Funktionsschutztheorie rechtliche Rahmenbe­
dingungen setzt und deren Einhaltung kontrolliert, nicht Jedoch in die Ge­
sChäftsfUhrung selbst eingreift. 

Es sollte daran festgehalten werden, daß der Treuhänder ein Organ des 
Unternehmens ist. Die Kontrolle Uber die ErfUllung der Vorschriften be­
treffend Deckungsstock ist durch Meldevorschriften geWährleistet bzw zu 
gewährleisten. 

Das schon bisher bestehende Genehmigungsrecht der Aufsichtsbehörde er­
scheint in diesem Sinne ausreichend, jedenfalls sollte das Versicherungs­

tlOcetnehmen ein Vorschlagsrecht haben. 

Z. 42: Hiezu wird allgemein auf die diesbezüglichen Bemerkungen im ein­
leitenden Teil dieser Stellungnahme verwiesen. 

§ 73 b (4) 2 insbesondere b:.lm Hinblick auf die breite Risikostreuung bzw 
der;) Umstand, daß bei der Krankenversicherung von "Großschäden" nur in einem 
sehr eingeschränkten Sinn gesprochen werden kann, erscheint das ins Auge 
gefaßte Eigenmittelerfordernis überhöht und ~~ürde die Krankenversicherung 
für- den Versicherungsnehmer u.U.lJnnotwendig stark verteuern. 

§ 73 c: [s liegt eine sachlich nicht begrUndete Ungleichbehandlung zwischen 
solchen Unternehmensgruppen, deren ~iuttergesellschaft ihren Sitz im Ausland, 
und solchen, deren Mut~ergesel1schaft ihren Sitz ißI Inland hat, da der ge­
plante § 73 c nur auf die letzteren Unternehrnensgruppen anwendbar wäre. Dies 
wUrae U.U. zu einer Wettbewerbsverzerrung zu Ungunsten inländischer Unter­
nehmungen fUhren, was angesichts des !lohen Auslandseinflusses in der Ver­

sicherungsbranche keinesfalls wUnschenswert wäre. 
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An dieser Stelle wird auch darauf hingewiesen. daß eine \~eitere Wettbe­
werbsverzerrung zwischen Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit _ der 
unter den inländischen Privatversicherungen vorherrschenden Rechtsfonm _ 
und den Aktiengesellschaften, die überwiegend im Auslandsbesitz stehen, hin­
sichtlich der Möglichkeiten der Eigenkapitalaufb~ingung bisteht. Für die 
Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit sollten zur Erleichterung der Eigen­
kapitalzuführung von außen für Versicherungsunternehmungen Eigenkapitalformen 
in Analogie zu den in der Kreditwesengesetznovelle 1986 neu geschaffenen 
Formen in Erwägung gezogen werden. 

Der Präsident: 
Der KammeramtSdirektor: 

Sielt 
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